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Masse 
und Macht
Die aufwühlenden Bilder

vom Flüchtlingszug durch

Mexiko rufen eine uralte

historische Symbolik ins

Gedächtnis. Der Marsch ist

ein mächtiger Topos der

politischen Ikonografie,

vom biblischen Exodus bis

zum Langen Marsch der

chinesischen Revolutionäre.

Eine Einordnung. Seite 21
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D
er Sitz des Bundes-

präsidenten muss reno-

viert werden, es wird

bereits nach einem Ausweich-

quartier gesucht. Frank-Walter

Steinmeier wohnt noch nicht

einmal zwei Jahre im Schloss

Bellevue, und schon liegt alles in

Trümmern? Der Mann wirkt im

Fernsehen immer so sanft,

freundlich und wohlerzogen.

Eigentlich klar, dass hinter der

Maske des Biedersozis ein Cha-

ot, ein Mietnomade übelster

Sorte stecken musste. Wenn

man seine Mitarbeiter befragen

würde, dann bekäme man zu

hören, dass Steinmeier jede

Nacht ein Waschbecken aus der

Wand gerissen hat und mehr als

50 Fernsehgeräte aus Fenstern

warf, die er vorher nicht ge-

öffnet hatte. Aber zum Glück

befragt niemand seine Mit-

arbeiter. Eingeweihte begründen

das verstörende Verhalten des

Präsidenten mit dessen Bewun-

derung für die ostdeutsche Band

Feine Sahne Fischfilet. In einem

Song der Gruppe findet sich die

Zeile: „Ich bin komplett im

Arsch, hab hier wirklich nichts

zu verlieren“. Das würde er-

klären, warum Schloss Bellevue

für einen „mittleren dreistel-

ligen Millionenbetrag“ kernsa-

niert werden muss.
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D
er türkische Präsident Recep

Tayyip Erdogan hat die Tötung

des saudi-arabischen Journalis-

ten Jamal Khashoggi als „barbarischen,

geplanten Mord“ bezeichnet. Er sei von

einem aus Riad entsandten Kommando

Tage im Voraus „geplant“ worden. Die

Türkei habe „starke Beweise in der

Hand“, sagte Erdogan in der weltweit be-

achteten Rede vor seiner Fraktion im

Parlament in Ankara. Die Verdächtigen

müssten in der Türkei vor Gericht ge-

stellt werden. Wider Erwarten gab der

Präsident aber keine neuen Details preis.

Außerdem vermied er es, der saudi-arabi-

schen Führung eine direkte Verantwor-

tung für die Tat zu geben. Um das Ver-

brechen aufzuklären, sei eine „unabhän-

gige Untersuchungskommission“ not-

wendig, sagte Erdogan. Von Saudi-Ara-

bien verlangte er Aufklärung, „wer den

Befehl für das Verbrechen“ gegeben habe

und wo sich der Leichnam Khashoggis

befinde. „Warum bleibt die Leiche unauf-

findbar?“, fragte er. Die Führung in Riad

versichert bislang, keine Kenntnis von

deren Verbleib zu haben. Gleichwohl be-

kräftigte sie am Dienstag, alle Verant-

wortlichen zur Rechenschaft zu ziehen.

Dabei sei es unerheblich, „wer auch im-

mer sie sein mögen“, hieß es in einer Er-

klärung des Kabinetts.

Saudi-Arabien hatte erst am Samstag

unter internationalem Druck zugegeben,

dass der Regierungskritiker im Istanbuler

Konsulat zu Tode kam; er sei dort bei ei-

ner „Schlägerei“ getötet worden. Welt-

weit stößt diese Darstellung aber auf

Skepsis, nachdem Riad wochenlang versi-

chert hatte, dass Khashoggi das Konsulat

lebend verlassen habe. Mit seinen Äuße-

rungen widerspricht Erdogan nun klar der

Darstellung Riads. Er vermied es aber, den

saudi-arabischen Kronprinzen Moham-

med Bin Salman beim Namen zu nennen,

der im Verdacht steht, die Tötung seines

Kritikers in Auftrag gegeben zu haben.

Türkische Medien veröffentlichten in

den vergangenen Tagen zahlreiche De-

tails aus den Polizeiermittlungen, die auf

eine direkte Verbindung der Täter zu

dem einflussreichen Thronfolger hinwei-

sen. Die Ermittler gehen davon aus, dass

Khashoggi am 2. Oktober im Konsulat ge-

foltert, ermordet und zerstückelt wurde. 

Aus türkischen Kreisen hieß es, die Be-

hörden verfügten über Tonaufnahmen,

welche die Tat dokumentierten. Erdogan

sagte dazu nichts. Nach seinen Angaben

wurde der Plan zur Ermordung des „Wa-

shington Post“-Kolumnisten bereits

nach dessen erstem Besuch im Konsulat

am 28. September gefasst. Einen Tag vor

seinem zweiten Besuch sei dann ein sau-

di-arabisches Kommando nach Istanbul

geschickt worden. In seiner Rede forder-

te Erdogan, den 18 in dem Fall festge-

nommenen Saudi-Arabern in der Türkei

den Prozess zu machen. Aus Riad habe er

gehört, dass darunter auch die 15 Männer

seien, die zu dem Angriff auf Khashoggi

nach Istanbul gereist seien. Er zeigte sich

„zuversichtlich“, dass König Salman bei

den Ermittlungen kooperieren werde.

Der Vorfall hat auch im Westen Empö-

rung ausgelöst. Die Außenminister der

G7-Staaten forderten Riad zur weiteren

Aufklärung auf. Die bisherigen Einlas-

sungen ließen „noch viele Fragen unbe-

antwortet“. DW Seiten 3, 6 und 12

Erdogan: „Ein barbarischer Mord“

Türkei spricht von starken Beweisen für geplante Tötung des Journalisten Khashoggi, vermeidet aber Vorwürfe an saudischen Kronprinzen
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S
ollte es Italiens Regierung auf

den Showdown mit Brüssel

angelegt haben, und vieles

deutet darauf hin, dann kann

das populistische Bündnis aus

Lega und Fünf-Sterne-Bewegung jetzt

Vollzug melden: Zum ersten Mal in der

Geschichte der EU weist Brüssel den

Haushaltsentwurf eines Mitgliedslandes

zurück. Der Streit über Italiens Haushalt

droht endgültig zu eskalieren. 

VON HANNELORE CROLLY

AUS BRÜSSEL

Binnen drei Wochen soll die Regierung

in Rom neue Zahlen vorlegen, verlangt die

EU-Kommission. Die Budgetpläne Italiens

seien nicht mit europäischen Stabilitätsre-

geln vereinbar, und auf Nachfrage habe

Rom wichtige Fragen wie jene nach den

Wachstumsaussichten unbeantwortet ge-

lassen, sagte EU-Währungskommissar

Pierre Moscovici. Die Entscheidung, den

Budgetplan daher abzuweisen, fiel bei ei-

ner Sitzung aller EU-Kommissare im

Straßburger Europaparlament. Nun droht

ein Defizitverfahren mit einer Geldstrafe

von bis zu 0,2 Prozent der Wirtschaftsleis-

tung. Das entspräche 3,4 Milliarden Euro.

Bei anhaltenden Verstößen könnten die

Strafen sogar noch auf 0,5 Prozent erhöht

werden. Den Beschluss für das Defizitver-

fahren fällt allerdings nicht die Brüsseler

Kommission, sondern der Rat, also die

Staats- und Regierungschefs der EU.

Kaum war allerdings die Nachricht

verkündet, da markierte Italiens Vize-

premier Matteo Salvini bereits den Un-

beugsamen: „Es ändert sich nichts, die

Herren der Spekulation mögen abtre-

ten“, kommentierte der Innenminister

und Lega-Chef die Brüsseler Rüge spöt-

tisch am Rande eines Dienstbesuchs in

Rumänien. „Es gibt keinen Weg zurück.“

Die EU-Kommission attackiere das ge-

samte italienische Volk. Aber diesem

werde man „keinen einzigen Cent aus

den Taschen nehmen“.

Italien und Brüssel rasen nun wie zwei

Schnellzüge in voller Fahrt aufeinander

zu, und ein Ausweichen ist derzeit von

keiner Seite zu erwarten. EU-Vizekom-

missionspräsident Valdis Dombrovskis

äußerte in Straßburg zwar sein Bedauern.

Es habe aber keine Alternative zu der his-

torisch einmaligen Entscheidung gege-

ben. „Die italienische Regierung stellt sich

offen und bewusst gegen die Zusagen, die

sie sich selbst und den anderen EU-Staa-

ten gegeben hat“, sagte er. „Wenn das Ver-

trauen erodiert, nehmen alle EU-Staaten

Schaden, unsere Union nimmt Schaden.“

Als besonders bedrohlich empfindet Brüs-

sel den hohen Schuldenstand Italiens, der

enorme Kosten verursache und ein stabi-

les Wachstum verhindere. Die Verschul-

dung sei mit 37.000 Euro pro Kopf die

zweithöchste in der EU, für den Schulden-

dienst gebe Italien mittlerweile sogar ge-

nauso viel aus wie für Schule und Bildung. 

Matteo Salvini und sein Bündnispart-

ner Luigi Di Maio, Chef der Fünf-Sterne-

Bewegung, wären allerdings vermutlich

sogar enttäuscht gewesen, hätte Brüssel

den erwarteten Rüffel unterlassen. Beide

wollen im Mai bei der Europawahl einen

möglichst hohen Sieg für die Populisten

einfahren, womöglich sogar mit Lega-

Chef Salvini als Spitzenkandidat. Dafür

kalkulieren die Populisten eine Eskalation

im Verhältnis mit Brüssel bewusst ein.

Mit Blick auf die europaskeptische Stim-

mung wollen sie sich entweder als Märty-

rer und Opfer einer arroganten EU-Elite

gerieren oder als Helden, die das Joch der

EU-Technokraten abwerfen. Die „euro-

päischen Medien“ und „das europäische

System“ hätten beschlossen, dass Italiens

Regierung stürzen müsse, sagte Di Maio

am Dienstag vor der Straßburger Sitzung.

„Aber je mehr sie gegen uns sind, desto

mehr halten wir zusammen.“ Allerdings

soll im Hintergrund dennoch an einem

„Plan B“ gearbeitet werden, der Anpas-

sungen bei den Rentenplänen und beim

Grundeinkommen vorsieht. Die Rating-

agentur Moody’s hat Italiens Kreditwür-

digkeit bereits herabgestuft. Am Freitag

steht die Bewertung durch Standard &

Poor’s an.
Der Chef des Euro-Rettungsschirms

ESM, Klaus Regling, warnt unterdessen

wegen des Haushaltsstreits aber vor über-

triebenen Reaktionen. „Italien ist nicht

das nächste Griechenland“, sagte Regling

in Luxemburg. „Man sollte nicht in Panik

verfallen.“ Anders als das frühere Krisen-

land Griechenland habe Italien nicht an

Wettbewerbsfähigkeit verloren. Die Ge-

fahr einer Ausweitung der Krise auf ande-

re Euro-Zone-Länder sei „sehr begrenzt“.

Eskalation im Italien-Streit: 

EU lehnt Haushaltsentwurf ab

Erstmals in der Geschichte des Bündnisses verlangt Brüssel, dass die Regierung eines Mitgliedslandes

neue Zahlen vorlegt. Vizepremier Matteo Salvini will aber nichts verändern: „Es gibt keinen Weg zurück“
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Eigentlich ist das Ergebnis der

aktuellen OECD-Bildungsstu-

die ein erfreuliches. Auch wenn

es nach wie vor eine große Leistungs-

schere gibt, so nimmt der Einfluss der

sozialen Herkunft auf den beruflichen

Erfolg ab. Denn in kaum einem ande-

ren Land hat der Anteil der Schülerin-

nen und Schüler aus schwierigen Ver-

hältnissen mit zufriedenstellenden

Leistungen so deutlich zugenommen

wie in Deutschland. Waren es 2006

noch 25,2 Prozent, so 2015 schon 32,3

Prozent. Und auch wenn die Wahr-

scheinlichkeit, sich für eine Universi-

tätslaufbahn zu qualifizieren und zu

entscheiden, bei Kindern aus Akade-

mikerfamilien achtmal höher ist als

bei denen aus Nicht-Akademikerfami-

lien, lässt sich auch hier ein Positiv-

trend ablesen. Gut jeder Vierte legt ei-

nen besseren Berufsabschluss als sei-

ne Eltern hin. Und noch nie waren an

deutschen Hochschulen so viele Stu-

dierende eingeschrieben wie derzeit.

Im Wintersemester 2017 füllten fast

2,85 Millionen die Hörsäle.

Abgesehen von der Frage, ob wirk-

lich jeder studieren möchte oder auch

mit einem Ausbildungsberuf zufrie-

den ist, bleibt natürlich in Sachen

Chancengleichheit noch viel zu tun.

Bessere Angebote in der frühkindli-

chen Bildung der Kindertagesstätten,

mehr soziale Durchmischung in den

Schulen – das alles befördert die posi-

tive Entwicklung. Zu einer absoluten

Bildungsgerechtigkeit wird es trotz-

dem nie führen. Kinder, deren Eltern

eine Privatschule bezahlen können,

haben es in Klassen mit 24 Mitschü-

lern leichter als jene, die ein ganz nor-

males Gymnasium mit Klassen von

mehr als 30 Mädchen und Jungen be-

suchen. Und einem Zögling mit

schlechten Leistungen in Englisch

oder Französisch zwecks Verbesse-

rung seiner Fremdsprachenkenntnis-

se einen mehrmonatigen Auslandsauf-

enthalt zu finanzieren – das kann sich

wirklich nicht jeder leisten.

Doch Eltern vorzuschreiben, wofür

sie ihr Geld ausgeben, wäre ebenso

fehl am Platz wie die Vorstellung, dass

nicht auch aus Heranwachsenden et-

was werden kann, die nicht ein Jahr

lang ein Internat in Kanada besucht

haben. Kostenlose Büchereien, staat-

lich geförderte Musikschulen, Haus-

aufgabenbetreuung im Hort: Die Bil-

dungsangebote in unserem Land sind

enorm. Auch für jene, die nicht zu den

Spitzenverdienern gehören. Und es

gibt erstaunlich engagierte Lehrer.

Eltern, die in ihrer Kindheit Bil-

dung nicht als Wertekanon vermittelt

bekommen haben, vorzuwerfen, nicht

gleich zuzugreifen, wäre unfair. Eltern

aber nicht auch an ihre Verpflichtung

zu erinnern, wäre es ebenso – den Kin-

dern gegenüber, denen Wege ver-

schlossen bleiben, die andere in eine

beruflich erfolgreiche Zukunft führen.

KOMMENTAR

Bloß kein
Bildungsjammer

claudia.becker@welt.de
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D
ie 40-jährige Gulmire

Imin arbeitete als

Dichterin, Autorin von

Kurzgeschichten und Verfasse-

rin chinakritischer Berichte für

die uigurischsprachige Inter-

netseite Salkin. Dort war sie

vom Frühjahr 2009 an auch als

Administratorin tätig, also

zuständig für die Technik. Die

Webseite wurde nach den

schweren Unruhen geschlossen,

die im Juli 2009 in Urumtschi

ausbrachen. Wenige Wochen

später wurde Gulmire fest-

genommen. Nach einem Jahr,

im August 2010, verurteilte sie

ein Gericht wegen Subversion

gegen die Staatsmacht und

versuchter ethnischer Abspal-

tung zu lebenslanger Haft. Ihr

wurde zudem Geheimnisverrat

vorgeworfen und die Organisa-

tion einer illegalen Demons-

tration am 5. Juli in Urumtschi.

Ihre Familie erfuhr erst aus

einem offiziellen Beitrag für

eine Nachrichtensendung, in

welchem Gefängnis sie saß.

Nach Angaben von Menschen-

rechtlern wurde sie in der Haft

gefoltert. Alle drei Monate darf

sie von der Familie besucht

werden. Etwa zehn Millionen

muslimische Uiguren leben in

der chinesischen Provinz Xinji-

ang. In der Region kommt es

regelmäßig zu Unruhen; China

reagiert mit Härte auf Demons-

trationen der Uiguren gegen

ihre Unterdrückung – mit einem

beispiellosen Überwachungs-

netz und Umerziehungslagern.

#Free 
them
all
Gulmire Imin C
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Gendergerechte Sprache: Der Fokus aufs Geschlecht verformt unser Bild des Menschen Seite 12
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PATRICK T. FALLON / BLOOMBERGShowdown
in den USA

An diesem Dienstag werden in den USA das Repräsentantenhaus und ein Teil des
Senats neu gewählt. Die Parteien versuchen bis zuletzt, die Wähler von sich zu überzeu-
gen. So auch in Orange County im Süden Kaliforniens. Die Region, lange eine konser-
vative Hochburg, hat sich in den letzten Jahren demografisch und politisch verändert.
Daraus schöpfen die Demokraten Hoffnung für die Wahlen. International, Seite 6, 7

Der Jurakonflikt
flammt wieder auf
Statthalterin annulliert Moutier-Abstimmung

Moutier kann vorderhand nichtvom Kanton Bern zum Jurawechseln. Die Autonomistenwollen gegen den «politischenEntscheid» auf die Strasse gehen.
ANTONIO FUMAGALLI, MOUTIER

Die endlos erscheinende Geschichterund um das Schicksal von Moutier istseit Montagmorgen um ein Kapitel rei-cher: Die Regierungsstatthalterin desBerner Juras erklärte die Abstimmungvom 18. Juni 2017 über den Kantons-wechsel der 7500-Seelen-Gemeinde fürungültig, wie sie in einem Communiquémitteilte. Den Ausschlag hatte damalseine knappe Mehrheit von 137 Stimmenzugunsten einer Angliederung des bern-jurassischen Städtchens an den KantonJura gegeben.
Bereits vor der Abstimmung warenbeim Statthalteramt vier Beschwerdeneingegangen, drei weitere folgten da-nach. Mit einer Ausnahme hiess Regie-rungsstatthalterin Stéphanie Niede-rhauser diese nun alle gut. Sie begrün-dete den Entscheid in erster Linie mitdem Verhalten der Gemeinde Moutiervor dem Urnengang. So habe Stadt-präsident Marcel Winistoerfer die Lehr-personen der Grundschule von Mou-tier beispielsweise «sinngemäss dazuaufgefordert», Ja zu stimmen, weil dieLohn- und Rentenbedingungen imKanton Jura nicht schlechter seien.Auch habe er den Eltern der Kinderder lokalen Tagesschule irreführendeVersprechen gemacht.

Es sei zwar das gute Recht der Ge-meindebehörden, im Rahmen einer Ab-stimmung Position zu beziehen, so Nie-derhauser. Sie müssten dies aber «ver-hältnismässig, objektiv und transparent»tun, wie das Bundesgericht jüngst fest-gehalten habe. Im vorliegenden Fallseien die Äusserungen mit «unzulässigerPropaganda» gleichzusetzen, welche dieMeinung der Stimmbürger hätte beein-flussen können. Diese «Unregelmässig-keiten» alleine würden die Annullierungder Abstimmung bereits rechtfertigen,schrieb die Regierungsstatthalterin.Hinzu kämen weitere Punkte, etwa Fällevon Abstimmungstourismus und fiktivenWohnsitzen sowie Versäumnisse in derOrganisation des Urnengangs. Kurz: Siekönne nicht ausschliessen, dass dasResultat ohne diese «gewichtigen Män-gel» anders herausgekommen wäre.

Gegenseitige Vorwürfe
Aufseiten der Autonomisten schlug dieNachricht wie eine Bombe ein. Zuerstungläubig, dann konsterniert starrten siedas Communiqué des Statthalteramtsvor laufender TV-Kamera an.Als sie dieWorte wiederfanden, sprachen sie voneinem «politischen Entscheid», der vonder Berner Regierung «diktiert» wordensei. Diese wolle sich für das Abstim-mungsergebnis vom Juni letzten Jahresrächen, sagte Valentin Zuber, Sprechervon Moutier ville jurassienne. Im Ein-klang mit der jurassischen Regierung be-zichtigen sie das Statthalteramt, dessenVorsteherin von der Bevölkerung ge-

wählt wird, der mangelnden Unabhän-gigkeit. So könne der Berner Regie-rungsrat dem Amt verbindliche Anwei-sungen erteilen, betonte die jurassischeExekutive gegenüber den Medien.Die Antwort auf diesen schwerenVorwurf, der das sich erneut vergiftendeKlima exemplarisch aufzeigt, kam post-wendend: Man weise die Vorwürfe kate-gorisch zurück, schrieb der BernerRegierungsrat in einem Communiqué.Einzig in administrativen und organisa-torischen Fragen gebe er den verschiede-nen Regierungsstatthaltern generelleInstruktionen. Bei Abstimmungs-beschwerden urteilten diese «in vollstän-diger Unabhängigkeit». Der Regierungs-rat gab zudem bekannt, dass die Ver-handlungen im Hinblick auf einen Kan-tonswechsel des Jura-Städtchens unterden gegebenen Umständen nicht aufge-nommen werden könnten.Moutiers Stadtpräsident Winistoerferseinerseits, der im 88-seitigen Entscheidbesonders angeprangert wird, sieht sichals Opfer der Berner Behörden. Er habemit seiner Informationspolitik nur «Feh-

ler und Lügen korrigiert», die im Um-lauf gewesen seien. Die Abstimmung –gemäss seiner Darstellung die am bes-ten überwachte in der Schweizer Ge-schichte – sei «extrem gründlich»organisiert gewesen. Kurzum: Der Be-schluss sei «eine Schande für ein Land,das ein Vorbild der Demokratie seinwill», sagte der CVP-Mann, der sichEnde November im Amt bestätigen las-sen will. Als Herausforderer präsentiertsich mit Patrick Tobler der Anführer desprobernischen Lagers – womit die Wahlauch zu einem Plebiszit für oder gegendie Angliederung Moutiers an den Jurawerden könnte.

Entscheid wird weitergezogen
In der einst von Gewalt begleiteten Que-rele ist das letzte Wort freilich noch nichtgesprochen: Der Entscheid der Regie-rungsstatthalterin wird höchstwahr-scheinlich ans Berner Verwaltungs-gericht weitergezogen. Den formellenBeschluss kündigte Moutiers Gemeinde-rat noch für diese Woche an. In letzterInstanz muss wohl das Bundesgerichturteilen. Eine erneute Abstimmung stehtvorderhand nicht zur Debatte.Bis zum endgültigen Entscheid wer-den damit weitere Monate oder Jahreverstreichen, in denen Rechtsunsicher-heit und Anspannung weiter ansteigendürften. Ein erster Stimmungstest findetbereits am kommenden Freitagabendstatt: Die Autonomisten haben eineGrosskundgebung angekündigt. Immer-hin – es war der einzige gemeinsameNenner an diesem hoch emotionalen Tag– riefen am Montag alle Beteiligten zuBesonnenheit und Gewaltverzicht auf.

Jurafrage bleibt aktuell
Reaktionen: Bern und Delémontliefern sich ein Wortgefecht. Seite 13
Kommentar: Die Klärung durchGerichte ist logisch und richtig. Seite 11

Maassen wird in Ruhestand versetztInnenminister Seehofer entzieht dem deutschen Verfassungsschutzchef das VertrauenJONAS HERMANN, BERLIN

Der deutsche Verfassungsschutzpräsi-dent Hans-Georg Maassen muss nichtnur seinen Posten als Behördenleiterräumen, sondern wird auch in den einst-weiligen Ruhestand versetzt. DerGrund ist eine Rede, die er vor denChefs der europäischen Inlandgeheim-dienste hielt. Innenminister Horst See-hofer (CSU) sagte am Montag, eine ver-trauensvolle Zusammenarbeit mitMaassen sei nicht mehr möglich. ImSeptember hatten die Spitzen der gros-sen Koalition von Union und SPD ver-einbart, den Chef des Verfassungs-schutzes als Sonderberater ins Innen-ministerium zu versetzen.

In seiner Rede erhob Maassen ge-mäss Manuskript Vorwürfe gegen dieSPD. «Linksradikale Kräfte» bei denSozialdemokraten hätten seine Äusse-rungen zu den fremdenfeindlichen Vor-fällen in Chemnitz instrumentalisiert. IhrZiel sei es gewesen, einen Streit in dergrossen Koalition auszulösen und soderen Bruch zu provozieren. Zudem ver-teidigte Maassen in der Rede erneutseine Aussage, in Chemnitz habe es am26.August keine Hetzjagden auf Migran-ten gegeben.
Gemäss Medienberichten hat einMitarbeiter des Verfassungsschutzes dasRedemanuskript anonym an den Grü-nen-Bundestagsabgeordneten Konstan-tin von Notz weitergeleitet, der stell-

vertretender Vorsitzender des Parla-mentarischen Kontrollgremiums ist.Von Notz wandte sich daraufhin an dieBundesregierung.
Seehofer sagte, er sei «menschlichenttäuscht» von Maassen. Dieser habeim September die Wirkung seiner Aussa-gen bedauert, diese nun aber erneut be-kräftigt. Das sei genauso inakzeptabelwie seine Attacke gegen die SPD. AuchMaassens Aussage, die deutsche Asyl-und Sicherheitspolitik sei «idealistisch,naiv und links», sei unangemessen. Maas-sen sei mit sofortiger Wirkung von sei-nen Pflichten freigestellt, sagte Seehoferund bezeichnete diese Entscheidung als«unvermeidlichen Schritt». Vorüber-gehend soll Maassens Stellvertreter Tho-mas Haldenwang die Behörde leiten.Der Streit um Maassen hatte im Sep-tember eine Koalitionskrise ausgelöst,die fast zum Bruch der Regierung ge-führt hätte. Die SPD hatte das Thema zurFrage von nationaler Bedeutung erklärtund die Entlassung Maassens als Verfas-sungsschutzpräsident verlangt. DieKoalitionsspitzen verständigten sich zu-nächst darauf, den 55-Jährigen an derSpitze des Inlandgeheimdienstes zu er-setzen und ihn zum Staatssekretär zu er-nennen. Dies hätte aber eine Beförde-rung samt Gehaltserhöhung bedeutet,was heftigen Protest auslöste. Darauf be-schlossen die Spitzen von CDU, CSUund SPD, Maassen als Sonderberater füreuropäische und internationale Fragenins Innenministerium zu versetzen. Überseine berufliche Zukunft sagte Maassenin seiner umstrittenen Rede, er könnesich nun einen Wechsel in die Politikoder in die Wirtschaft vorstellen.
Meinung & Debatte, Seite 11
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